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Vorkündet

.am 50° Juni 4965

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

o.oolounuo■uoneo-auo.»nonlnon-o-C°■uß°■°ßß°■ß■‘°'°°b

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

Beklabter und Revisionsbeklagter,

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 500 Juni 4965‚ an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident Dro W e i R

» als Vorsitzender,
Bundesriehter & ' Dro M a i s c h

und Bundesrichter S c h i n d l e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° M a u d e r
und Bundessozialrichter W e n Z e l

als ehrenamtliche Richter,

5
? .

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des Lan—
dessozialgerichts Baden—Württemberg vom 250 Februar

.4964 aufgehobeno

Die Suche wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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&nänds

Die Klägerin zu 10 ist die Witwe, der Kläger zu 2° ein Sohn des
Revicrförsters Albert K::::::::::::::::.'.'.':::;::::::.'.‘,der 1945 gefallen isto Die Klä—

ger erhielten neben beamte■rechtlichen Einkünften seit dem 10 Ok—

tober 1950 Hinterbliebenenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG)° In den Jahren 1954 bis 1956 wurde die Ausgleichsrente wie—
derholt auf Grund Änderung der versorgungsrechtliehen Vorschrif—

ten oder Erhöhung der beamtenrechtlichen Bezüge neu festgestellt°

Die Klägerin gab am 24° März 1958 in dem ihr zugesandten Erhe—

bungsboggn die ab 10 April 1957 nach dem Landesbesoldungsgesetz

vom 270 Januar 1958 erhöhten und gemäß Bescheid des Regierungs—

präsidenten vom 180 Februar 1958 festgestellten beamtenreehtli—

chen Bezüge an° Das Versorgungsamt (VersorgA) stellte darauf

durch Bescheid vom 189 Juni 1958 die Versorgungsbezüge nach dem

BVG mit Wirkung vom 10 Mai 1957 neu fest, gewährte den Klägern

nur noch Witwen— und Waisengrundrente, errechnete für den Zeit—

raum vom 1° Mai 1957 bis zum 510 Juli 1958 eine Überzahlung von

666‚—— DM und ordnete an, daß zur Abdeckung dieses Betrage37 von

den laufenden Versorgungsbczügen monatlich 40,—— DM einzubehalten

seien° Der Widerspruch war erfolglos° Auch der Antrag der Kläger‚

auf die Rückforderung zu verzichten (@ 47 Abs„ 4 Verwaltungsver—

fahrensgesetz — VeerG —) wurde abgelehnt, jedoch wurde die mo—

natl iche Tilgungsrate auf 20, ——DM herabgesetzt° ‘ '
I\

Auf die gegen die Rückforderung
gerichtete

Klage hob
das

Sozial—

gericht (SG) mit Urteil vom 29° Januar 1960 den Bescheid vom 18°

Juli 1958 (richtig: Juni) insoweit auf, als die Klägerin zur
IRückerstattung von 666‚-— DM für verpflichtet erklärt werden ware

Das Landessozialgericht (LSG) hob mit Urteil vom 250 Februar
1961 das Urteil des SG auf, wies die Klage ab und ließ die Revi—

sion zuo Die Rückforderung des der Höhe nach unstreitigen Betra-

ges von 666‚—— DM sei_gerechtfertigt„ Nach @ 47 Abso 2 VeerG

in der Fassung vom 2° Mai 1955
— aF — könne der zu Unrecht ge-

zahlte Betrag zurückgefordert werden, wenn der Empfänger wußte

oder wissen mußte, daß ihm die gezahlten Versorgungsbezüge im

Zeitpunkt der Zahlung nicht oder nicht in der bisherige Höhe zu—
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standen, oder wenn die Rückforderung wegen der wirtschaft—

lichen Verhältnisse des Empfängers vertretbar isto Die Vor—

aussetzungen beider Alternativen seien erfüllto Entgegen der

vom Bundessezialgericht (BSG) in BSG 45, 56 vertretenen Auf—

fassung komme ss für das Wissen oder Wissenmüssen nicht auf

den Zeitpunkt des Empfangs der jeweiligen Versorgungsbezüge,

sondern darauf an, ob der Empfänger bei Erhalt der Epphgthppg

erkannt habe oder erkennen mußte, daß ihm die Versorgungsbe—

züge für die zurückliegende Zeit nicht oder nicht in der ge—
zahlten Höhe zustanden° Auch der Auffassung des BSG, daß die

Neufassung der ersten Alternative inaä 47 Abs° 2 VeerG in

der Fassung des ersten Neuordnungsgesetzes (1° NOG)
— nF —

keine sachliche Änderung gebracht habe, könne nicht zuge—

stimmt werden° % 47 Abs° 2 VeerG nF habe (unter Buchstabe a)

auf das Wissen beim Empfang abstellen können, weil in Buch-,

stabe b) der Fall der Nachzahlung besonders geregelt sei°

Die Klägerin habe gewußt oder jedenfalls wissen müssen, daß

die Höhe der V rsorgungsrente von anderweitigen Einkünften

abhfngig sei, denn die Versorgungsrenten seien schon wieder—

holt infolge Änderung des sonstigen Einkommens rückwirkend

neu festgestellt und dabei Überzahlungen einbehalten werden°

Seit 1952 sei sie auch in jedem Bescheid darüber belehrt wer—'

den, daß zu Unrecht empfangene Bezüge zurückzuzahlen seien°

Die Rückforderung sei auch wegen der Höhe der Nachzahlung

von etva 4„OOO,—— DM nach der zweiten Alternative des 9 47

Abs° 2 VeerG wirtschaftlich vertretbar° Anders als 5 47

sz° 2 Buchstabe b) VeerG nF enthalte % 47 Abs„ 2 VeerG aF

noch keinen ausdrücklichen Hinweis auf die Höhe der
Nächzah—

lung, doch sei dieser Sonderfall bereits unter die alte Fas-

sung zu subsumiercno

Die Kläger rügen Verletzung des 5 47 Abso 2 VeerG aF° Das

LSG sei zu Unrecht davon ausgegangen, daß Zeitpunkt der Zah—

lung diejenige Zahlung sei, die bewirke, daß die Rente über-

zahlt sei° Es komme vielmehr auf den Zeitpunkt der Zahlung

jeder einzelnen Versorgungsrente an° Hinsichtlich der für

die Zeit vom 10 Mai 4957 bis zum 50° April 1958 überzahlten
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Versorgungsrente komme ein Rückforderungsanspruch nicht in Be—

tracht; denn erst Ende März 1958 sei der Bescheid über die

rückwirkende Erhöhung der beamtenrechtlichen Bezüge zugegangen°
Frühcstens bei der Rentenzahlung für Mai 1958 hätten die Kläger

erkennen können, daß ihnen die versorgungsrente nicht mehr in

der bisherigen Höhe zustand° Die Rückforderung sei auch nicht

schon wegen der Höhe der Nachzahlung vertretbaro Die insoweit

durch 5 47 Abso 2 Buchstabe b) VeerG nF getroffene Neuregelung

gelte nicht rückwirkend° Die Rückforderung sei nach den wirt—
schaftlichen Verhältnissen der Kläger im Zeitpunkt der letzten

Verwaltungsentscheidung nicht vertretbar‚ weil ihre Einkünfte

geringer als die volle Grund— und Ausgleichsrente eines Erwerbs—

unfühigen seien°

Die Kläger beantragen,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Heilbronn vom 290 Januar 1960

zurückzuueiscn,

hilfsweisc,

die Suche zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurück-

zuverweisen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen° Er hält das an—
gefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und fristge-

recht eingelegt und begründet werden (55 162 Abs° 1 Nr„ 1, 164,

166 des Sozialgerichtsgesetzcs — SGG —) und daher zulässig°

Sie ist, soweit Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zurückür>

weisung beantragt ist, auch begründet° ‘ .: ;

Streitig ist nur noch die Rechtmäßigkeit der in dem Bescheid vom
18„ Juni 1958 angeordneten Rückerstattung des Betrages von

666‚;— DH„ Soweit durch diesen Bescheid die Versorgungsbezüge
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der Kläger rückwirkend ab 40 Mai 4957 neu festgesetzt und da—

bei eine Uborzahlung von 666,—— DM festgestellt worden ist,

haben die Kläger den Bescheid nicht angefochten; insoweit ist

er bindend geworden°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Rückforde—

rungsanspruch des Beklagten nach 5 47 Abs° 2 VeruVG in der

Fassung vom 20 Mai 4955 — aF — (BGBl I, 202) zu beurteilen ist
und daß die Vorschrift in der Neufassung des 4, NOG vom 270 Ju—

ni 4960 (BGBl I, 455) nicht angewendet werden kann, Die über

die Rückerstattung getroffene Regelung ist ein Verwaltungsakt

ohne Dauerwirkung; es kommt daher auf die Sach— und Rechtslage

in dem Zeitpunkt an, in dem die letzte Verualtungsentscheidung,

hier der Widerspruchsbescheid vom 44, August 4958, erlassen ist

(BSG ?, 9, 45 sowie BSG in SozR VoerG @ 47 Nr, 44), Nach 5 47
Abs° 2 VeruVG aF kann, wenn die Überzahlung auf einer wesentliL“

chen Änderung der Verhältnisse beruht, der zu Unrecht gezahlte

Betrag nur zurückgefordert werden, wenn der Empfänger wußte oder

wissen mußte, daß ihm die gezahlten Versorgungsbezüge im Zeit:

punkt der Zahlung nicht oder nicht in bisheriger Höhe zustanden,

oder nenn die Rückforderung wegen der wirtschaftlichen Verhält—

nisse des Empfängers vertretbar ist, Die Revision rügt mit Recht,

das LSG habe 5 47 Abs° 2, 4° Halbsatz VeerG aF verletzt, weil

es für den Zeitraum der Überzahlung von Mai 4957 bis Juli 4958

allein auf den Zeitpunkt der Nachzahlung der beamtenrechtlichen

Bezüge im Hürz 4958 abgestellt habe° Das LSG hat damit 5 47 Abs°

2, 4, Halbsatz VeruVG aF unrichtig angewendet° Der erkennende

Senat hat in seinem Urteil vom 500 August 4960 (BSG 45, 56, 58)

unter Aufgabe seiner früheren Rechtsprechung (BSG 5, 267, 269)

eingehend dargelegt, daß der für das Wissen oder Wissonmüssen

maßgebende Zeitpunkt nach 5 47 Abs, 2 VeerG (aF) nicht der Zeit—
punkt der Zahlung ist, der bewirkt, daß die Versorgungsbezüge

überzahlt sind, sondern der Zeitpunkt der Zahlung jeder einzel—

nen Versorgungsrente, die infolge veränderter Umstände zu Un—

recht bezogen ist° Der Senat_sieht keinen Anlaß, von dieser Aus—

legung des 5 47 Abs° 2 VeruVGz■■gbzugdrn;ihr haben sich inzwi—

schen auch andere Sonate des BSG angeschlossen (vglo Urteil vom
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4. August 4964 —7/9 RV 4048/58 - BVBl 4962, 60; Urteil
vom 14„ NOVember 4964 — 11 RV 1488/60 —; Urteil vom 47°

April 4964 - 40 RV 4299/64 _ SozR VeerG % 47 Nr„ 45)°
Insbe$ondere kann den Ausführungen des LSG nicht gefolgt
werden, soweit es der Neufassung des % 47 Abs° 2 Büchsta—

be a) VeruVG nF für das Wissen oder Wissenmüssen "beim
_Empfang" eine von 5 47 Abs„ 2 VeerG aF abweichende Bedeu—

tung beimißt und in 5 47 Abs° 2 Buchstabe b) VeruVG nF ei—

ne ergänzende besondere Regelung für den Fall der Nachzah—

lung erblicken will, der nur darum von der Vorschrift in

Buchstabe a) nicht erfaßt werdeo Das LSG übersicht hierbei,

daß 9 47 Abs° 2 Buchstabe b) VeerG nF allein die wirtschaft—

liche Zumutbarkeit der Rückzahlung betrifft und damit nur
in Vergleich zu der zweiten Alternative des 5 47 Abs° 2

VeruVG OF gesetzt werden kann° Wenn @ 47 Abs° 2 VeerG aF

die Verpflichtung zur Rückzahlung davon abhängig macht, ob

der Empfänger wußte oder wissen mußte, daß ihm die gezahlten

Versorgungsbezüge }ngpitpppkg_gpglg@hgyng nicht zustanden,

so ist damit hinreichend zum Ausdruck gebracht, daß es für die

subjektiven Vorstellungen des Empfängers auf den Zeitpunkt

der Zahlung der einzelnen Versorgungsbezüge ankommt, wobei

es jedoch nicht erforderlich ist, daß ihm auch die Höhe des

Rückforderungsbetrages im einzelnen bekannt ist„ 5 47 Abs° 2

Buchstabe a) VeerG nF enthält somit - entgegen der Auffasé

sung des LSG — nur eine authentische Interpretation des vor-
her bereits geltenden Rechts (vgl° BSG 45, 59)0 Die Bösgläu—
bigkeit der Kläger wurde deshalb für die Zukunft erst mit

dem Zeitpunkt begründet, in dem hinreichend sicher feststand,

daß die beamtenrechtlichen Bezüge erhöht würden° Sie sind
demgemäß nur zur Rückzahlung der später gezahlten Versor—

gungsrentcn Verpflichtet, nicht aber zur Erstattung des Ge—

samtbetrages von 666,—- DM, der sich aus Versorgungsbezügen

für den Zeitraum seit Mai 4957 zusammensetzt° Nach den von

der Revision nicht angegriffenen Feststellungen des LSG hat

die Klägerin die Erhöhung der Rentenbezüge seit langem er-
wartet und auch mehrfach Vorschüsse hierauf erhalten, Das

LSG hätte daher feststellen müssen, von welchem Zeitpunkt an
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beim Empfang einer Versorgungsleistung eine Bösgläubigkeit der

Kläger anzunehmen ist° Diese Feststellungen des LSG reichen aber

auch nicht aus, um über die Verpflichtung zur Rückzahlung des Be—

trages von 666,—— DM nach der zwiten Alternative des 5 47 Abs° 2

VeerG aF zu entscheiden, Das Gesetz verlangt, daß die Rückfor—

derung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers

vertretbar ist, Das LSG hat diese Voraussetzung schon wegen der

Höhe der Nachzahlung von 4„OOO‚—— DM als erfüllt angesehen, Es

hat hierbei nicht beachtet, daß es für die Beurteilung der wirt—

schaftlichen Verhültnisse nicht nur auf die Einkünfte und das

Verhältnis der Nachzahlung zu den überzahlten Versorgungsbezügen,

sondern auch auf die Verpflichtungen und darauf ankommt, ob der

Empfänger nach der Gesamtheit seiner wirtschaftlichen Verhältnis—

se so gestellt ist, daß von ihm im Zeitpunkt der letzten Verwal—

tungsentscheidung (BSG in SoleVeerG @ 47 Nr° 41) die Rückzah-

lung 'erx:artet werden kann (BSGM, 49, 50), Erst die Neufassung
des % 47 Abs, 2 VeerG durch das 1„ NOG hat ua als für die Ver—
tretbarkeit der Rückzahlung maßgeblich insbesondere auch die Hö—

he der öffentlich—rechtlichen Nachzahlung angesehen° Damit sind

die vorher geltenden Voraussetzungen der Erstattungspflicht ver—

schärft werden (vgl° BSG 15, 57)° Das LSG hat daher auch dadurch,

daß es die wirtschaftlichen Verhältnisse der Kläger nicht im ein—

'fzelnen gewürdigt hat, das Gesetz verletzt, Es hätte insbesondere
nicht an den Ausführungen der Klägerin in der Widerspruchsbegrün—

dung vorbeigehen dürfen, daß sie schwer krank sei, laufend in

ärztlicher Behandlung stehe und seit Jahren Kuren brauche° Auch

im Schriftsatz vom 500 Dezember 4960 hatte sie vertragen lassen,

daß sie sich in den letzten Jahren immer wieder Heilkuren habe

runterziehen müssen, daß sie ständig ärztlich behandelt werde und

zuletzt noch ein operativer Eingriff vorgenommen werden sei°

Sollte sich die Klägerin darum bei Erhalt der Nachzahlung von
1„COO,—— DM in einer wirtschaftlichen Notlage befunden haben, so

könnte die Rückforderung nicht ohne weiteres als wirtschaftlich

vertretbar im Sinne des 5 47 Abs, 2 VeerG aF angesehen werden°

Für die Vertretbarkeit der Rückforderung kommt es allerdings

auoh nicht, wie die Klägerin meint, darauf an, ob ihr geringere

Einkünfte als die Grund— und Ausgleichsrente eines Erwerbsunfähi-

gen Verblieben (vglo BSG 14, 49)°
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Nach alledem war das angefochtene Urteil aufzuheben; weil

es auf unriChtiger Anwendung des 5 47 Abs° 2 VeruVG aF be—

ruht° Der Senat konnte in der Sache nicht selbst entscheiden,

weil die Feststellungen des LSG hierzu nicht ausreicheno Die

Sache war daher nach 5 170 Abs° 2 Satz 2 SGG zur erneuten Ver—

handlung und Entsbheidung an das LSG zurückzuverweisena ”

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließen—

den Entscheidung vorbehaltcno
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